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Linz, 12.07.2023 

"Leichenbestattung" 

Landesgesetz, mit dem das Oö. Leichenbestattungsgesetz 1985 geändert 

wird (Oö. Leichenbestattungsgesetz-Novelle 2023) 

Begutachtungsverfahren 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Die Landesgruppe Oberösterreich des Österreichischen Städtebundes gibt in Zusam-

menarbeit mit der Stadt Linz (Geschäftsbereiche Gesundheit und Sport, Bau- und Be-

zirksverwaltung, Magistratsdirektion), der Stadt Wels und der Linz AG Bestattung & 

Friedhöfe folgende Stellungnahme ab:  

 

Allgemeines 

 

Die Anpassung der Regelungen des Oö. Leichenbestattungsgesetzes an die heutigen 

Anforderungen wird grundsätzlich sehr begrüßt.  
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Leider muss festgestellt werden, dass die mit Schreiben vom 12.04.2023 

(Zeichen: 0011699/2023) übermittelten Anregungen des Österreichi-

schen Städtebundes, Landesgruppe Oberösterreich, im nunmehr übermittelten Ge-

setzesentwurf nur wenig Eingang gefunden haben.  

 

Im Einzelnen wird zu dem Entwurf daher wie folgt Stellung genommen:  

 

Artikel I – Oö. Leichenbestattungsgesetz-Novelle 2023 

 

Zu den erläuternden Bemerkungen:  

 

Auf S. 11 des Begutachtungsentwurfs wird zu Beginn § 14 Abs. 2 angesprochen („[…] 

hat die Gemeinde gemäß § 14 Abs. 2 für eine Bestattung zu sorgen […]“). Hier dürfte 

§ 15 gemeint sein.  

 

Zu § 2 (Zur Totenschau berufene Personen): 

 

Nach § 1 Abs. 2 Oö. Gemeindesanitätsdienstgesetz gelten dessen Bestimmungen, die 

auch die Bestellung von Gemeindeärzt*innen regeln nicht für die Städte Linz, Wels 

und Steyr. In den Statutarstädten wird daher außerhalb von öffentlichen Krankenan-

stalten nur eine Bestellung von Totenbeschauer*innen nach § 2 Abs. 2 Oö. Leichen-

bestattungsgesetz möglich sein (und eben nicht durch Gemeindeärzt*innen nach § 2 

Abs. 1 Z 2 iVm GemeindesanitätsG 2006). Um dies zu verdeutlichen, sollte die Bestel-

lung nach § 2 Abs. 2 leg cit nicht nur ermöglicht werden, wenn die Durchführung der 

Totenbeschau durch eine*n Gemeindeärzt*in „nicht sichergestellt“ ist. Angeregt wird 

vielmehr, diese Möglichkeit als gleichwertige Alternative festzulegen (siehe dazu 

beispielsweise die Formulierung in § 2 Abs. 2 Burgenländisches Leichen- und Bestat-

tungswesengesetz).  

 

Weiters wird angeregt, die Verpflichtung zur Totenbeschau auch in oberösterreichi-

schen Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 4) entfallen zu lassen oder zumindest dahinge-

hend abzuschwächen, keine Verpflichtung der Totenbeschauer*innen auf Durchfüh-

rung der Totenbeschau in den Nachbargemeinden festzulegen. Bevorstehende Pensi-

onierungswellen und die ohnehin schon bestehende Personalnot machen die zeitnahe 

Durchführung einer Totenbeschau immer schwieriger. Es gibt zudem immer weniger 

Ärzt*innen, die die Totenbeschau durchführen möchten. Die bestellten Totenbe-

schauer*innen sind daher bereits in ihrer jeweiligen Gemeinde überlastet.  
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Um dennoch Verzögerungen bei der Totenbeschau möglichst zu verhin-

dern, wird nochmals auf eine Anregung im Schreiben des Österreichi-

schen Städtebunds, Landesgruppe Oberösterreich vom 12.04.2023 (Zeichen: 

0011699/2023) verwiesen. In § 2 sollte eine Möglichkeit geschaffen werden, kurzfris-

tig bzw. in Ausnahmesituationen (wie Verhinderung durch plötzliche Krankheit oder 

einen Unfall) auch nicht von der Gemeinde bestellte und angelobte Ärzt*in-

nen zur Totenbeschau heranziehen zu können. Derartige Regelungen findet 

man beispielsweise in § 3 Abs. 3a Steiermärkisches Leichenbestattungsgesetz sowie 

in § 2 Abs. 4 Burgenländisches Leichen- und Bestattungswesengesetz.  

 

Weiters wird nochmals zur Entlastung der Gemeinden vorgeschlagen, eine Regelung 

aufzunehmen, der zufolge der*die Ärzt*in, der*die ohnehin zur kriminalpolizeili-

chen Leichenbeschau nach der StPO beizuziehen ist, die Wahrnehmung der Auf-

gabe der Totenbeschau nach dem Oö. Leichenbestattungsgesetz auf Ersuchen der Ge-

meinde übernehmen kann, falls ein natürlicher Tod nicht feststeht (vgl. § 6 Abs. 2 

Vorarlberger Gesetz über das Leichen- und Bestattungswesen). Der Totenbeschau-

schein nach dem Oö. Leichenbestattungsgesetz sollte gleich im Rahmen der kriminal-

polizeilichen Totenbeschau auszufüllen und an die Gemeinde zu übermitteln sein.  

 

Zu § 5 (Abtransport und Verbot der Veränderung): 

 

Die erleichterte Möglichkeit zur Verbringung der Leiche nach Feststellung des Todes 

durch eine*n Ärzt*in wird sehr begrüßt.  

 

Wie bereits im Schreiben des Österreichischen Städtebunds, Landesgruppe Oberös-

terreich vom 12.04.2023 (Zeichen: 0011699/2023) ausgeführt, erscheint es aber auch 

bei Anordnung der Verbringung der Leiche durch eine*n andere*n Ärzt*in als 

den*die Totenbeschauer*in sinnvoll, den*die Totenbeschauer*in möglichst vor 

Verbringung der Leiche zu informieren bzw. seine Zustimmung zur Ver-

bringung einzuholen. Wenn der*die Totenbeschauer*in ohnehin rechtzeitig am 

Sterbe- bzw. Fundort eintreffen würde, könnte so sichergestellt werden, dass die Ver-

bringung der Leiche und die Durchführung der Totenbeschau durch ein und densel-

ben*dieselbe Ärzt*in erfolgt („Originaleindruck“). Zudem würde sichergestellt, dass 

der*die Totenbeschauer*in ausreichend Informationen „aus erster Hand“ erhält. 

Ähnliche Regelungen findet man beispielsweise in § 30 Abs. 3 Tiroler Gemeindesani-

tätsdienstgesetz (Zustimmung des*der Totenbeschauers*in vor Verbringung der Lei-

che, es sei denn, dieser ist im Einzelfall nicht unmittelbar erreichbar) und § 3 Abs. 5 
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Steiermärkisches Leichenbestattungsgesetz (umgehende Verständigung 

des*der Totenbeschauers*in nach Feststellung des Todes).  

 

Zur Wendung „[…] an einen anderen zur Totenbeschau geeigneten Ort gebracht 

werden“ wird angeregt, den Zusatz „im Zuständigkeitsbereich des*der Totenbe-

schauers*in“ zu ergänzen, damit die Leiche nicht in weite Entfernung gebracht wer-

den darf.  

 

Weiters wird angeregt, für die schriftliche Bestätigung zur Verbringung der Leiche 

ein standardisiertes Muster-Formular mit für die Totenbeschau notwendigen 

Angaben zur Verfügung zu stellen. Dabei sollten neben den Daten des*der Verstorbe-

nen sowie Datum, Uhrzeit und Ort des Todes auch Angaben zur Umgebungssituation 

(Raumtemperatur, Medikamente, etc), zur Lage der Leiche etc. gemacht werden 

(siehe beigefügtes „Protokoll der Totenbeschau gemäß § 8 des OÖ Leichenbestat-

tungsgesetzes“). Für allfällige Rückfragen sollten auch Kontaktdaten des*der den Tod 

feststellenden Ärzt*in, der anwesenden Polizeibeamt*innen etc. angeführt werden.  

 

Auf die Anregung zur Aufnahme einer Regelung für den Krisenfall im Schreiben 

des Österreichischen Städtebunds, Landesgruppe Oberösterreich vom 12.04.2023 

(Zeichen: 0011699/2023) wird nochmals hingewiesen.  

 

Zu § 6 Abs. 2 (Vornahme der Totenbeschau):  

 

Für den Fall, dass die Leiche vor der Totenbeschau bereits an einen anderen Ort ver-

bracht wurde, kann fraglich sein, ob der*die Totenbeschauer*in die vorgesehenen ge-

setzlichen Verpflichtungen (Feststellung der Merkmale des eingetretenen Todes, Be-

fundabgleich, Ausschluss von Fremdverschulden) noch erfüllen kann.  

 

Zu § 7 Abs. 3 (Maßnahmen bei anzeigepflichtigen Krankheiten):  

 

Es wird angeregt, dass bei Todesfällen nach einer anzeigepflichtigen Krankheit nicht 

nur der*die Totenbeschauer*in die unaufschiebbaren sanitätspolizeilichen Verfügun-

gen zu treffen hat, sondern schon der*die Ärzt*in, der*die die Abholung genehmigt, 

das Bestattungsunternehmen auf eine anzeigepflichtige übertragbare Krankheit hin-

weisen muss, damit entsprechende Vorsichtsmaßnahmen ergriffen werden können.  
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Zu § 8 Abs. 1 Z. 2 (Totenbeschauschein):  

 

Nach § 8 Abs. 1 Z. 2 des Gesetzesentwurfs ist am Totenbeschauschein „die festge-

stellte oder vermutete Todesursache“ anzugeben. Auf dem derzeitigen Formular zum 

Totenbeschauschein nach dem Oö. Leichenbestattungsgesetz sowie in der elektroni-

schen Anzeige des Todes ist die „unmittelbar zum Tode führende Krankheit“ bzw. die 

Todesursache bzw. Todesursachen anzuführen. Es wird also gefordert, sich auf eine 

oder mehrere Todesursachen festzulegen und nicht Vermutungen zu äußern. Ange-

regt wird, das Formular zum Totenbeschauschein und die elektronische Anzeige des 

Todes entsprechend anzupassen.  

 

Zu § 20 Abs. 5 (Einäscherung):  

 

Die gegebenenfalls aus einer Urne zu entnehmende „kleine Teilmenge“ zur Übergabe 

an Angehörige sollte klarer definiert werden, um Unsicherheiten vorzubeugen (zB bis 

maximal 200 g). Die Entnahme bedarf einer Dokumentation.  

 

Außerdem sollte die Entnahme einer Teilmenge nur mit Einverständnis des*der Auf-

traggebers*in der Bestattung möglich sein, um rechtlichen Auseinandersetzungen 

vorzubeugen. Es müsste sich sonst das Bestattungsunternehmen zwischen zwei un-

terschiedlichen Begehren entscheiden.  

 

Weiters sollte die Teilentnahme auch vom Bestattungsunternehmen durchgeführt 

werden können.  

 

Zu § 21 Abs. 4 (Beisetzung der Urne in Gewässern):  

 

Betreffend die Urnenbeisetzung in Gewässern wird angeregt, den Begriff des „Gewäs-

sers“ klarzustellen, zB ob hier bereits ein kleiner Tümpel ausreicht und wie dieses Ge-

wässer auf einem Friedhof (bzw. an den Friedhof angrenzend) für die Beisetzung aus-

gestaltet sein muss (Tiefe, Volumen etc). 
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Definition der „nahen Angehörigen“ und deren Partizipation  

 

Vorbemerkung zu §§ 21a Abs. 1 Z. 1 iVm 10 Abs. 5, 15 Abs. 4 sowie 17 Abs. 2 und 3: 

 

In § 10 Abs. 5 des Oö. Leichenbestattungsgesetzes wurde im Zusammenhang mit der 

Obduktion schon bisher in begrüßenswerter Weise einerseits der Begriff der „nächs-

ten Angehörigen“ definiert, als auch festgelegt, welcher Willenserklärung bei Mei-

nungsverschiedenheiten Vorrang eingeräumt werden soll.  

 

Unter Rückgriff auf diese Regelung wird auch in § 15 Abs. 2 und 4 leg cit die Pflicht 

zur Tragung der Bestattungskosten festgelegt, als auch in § 17 Abs. 2 leg cit statuiert, 

dass – wenn keine ausdrückliche Willensäußerung der*des Verstorbenen vorliegt 

und auch sonst keine Rückschlüsse auf diesbezügliche Wünsche ermittelt werden 

können – die Bestimmung von Bestattungsart und Bestattungsort wiederum den 

nächsten Angehörigen gemäß §§ 10 Abs. 5 iVm 15 Abs. 2 und 4 zukommt.  

 

An dieser Stelle sei aber aufgrund von Erfahrungswerten des Magistrats Linz hinge-

wiesen, dass regelmäßig kein schriftlicher Wille der*des Verstorbenen über die Ob-

duktion und/oder die Beisetzung und das Aufbewahren der Urne außerhalb von 

Friedhöfen und Urnenstätten vorliegt. Die dann greifende gesetzliche Ermittlungs-

pflicht der Behörde führt in der Praxis zu großen Problemen.  

 

Durch überbordende Ermittlungserfordernisse werden nicht nur die Angehörigen in 

ihrer Trauerarbeit gestört und ein schneller Abschluss des Verfahrens und dadurch 

die Möglichkeit der Trauernden, mit der rechtlichen Seite des erlebten Verlustes 

schnell abzuschließen, verunmöglicht, sondern kommt es hier auch zu einer enormen 

(Personal-)Ressourcenbindung der Behörden.  

 

Es wird daher angeregt, entweder den Kreis der Angehörigen oder die Ermitt-

lungspflicht einzuschränken. Dazu wie folgt: 

 

Zu § 10 Abs. 5 i.V.m. Abs. 4 (Zustimmung zur Obduktion)  

 

In § 10 Abs 5 des Oö. Leichenbestattungsgesetzes wird der Kreis der zur Obduktion 

zustimmungsberechtigten Angehörigen wie folgt definiert: „Als nächste Angehörige 

im Sinn des Abs. 4 gelten die Ehegattin bzw. der Ehegatte oder die eingetragene 
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Partnerin bzw. der eingetragene Partner oder die Lebensgefährtin bzw. 

der Lebensgefährte, Verwandte und Verschwägerte einschließlich der 

Verwandten der eingetragenen Partnerinnen und Partner in ab- und aufsteigender 

Linie, Geschwister und deren Kinder. Bestehen unter diesen Angehörigen Meinungs-

verschiedenheiten, so geht der Wille der Ehegattin bzw. des Ehegatten oder der ein-

getragenen Partnerin bzw. des eingetragenen Partners oder der Lebensgefährtin 

bzw. des Lebensgefährten demjenigen der Verwandten, der Wille der Nachkommen 

und ihrer Ehegattinnen und Ehegatten oder eingetragenen Partnerinnen und Part-

ner demjenigen der Vorfahren und zwar nach dem Grad der Verwandtschaft, und 

der Wille der Verwandten in gerader Linie demjenigen der Geschwister und deren 

Kinder vor. Nächste Angehörige, die mit dem Verstorbenen unmittelbar vor dessen 

Tod offenkundig in Feindschaft gelebt haben, sind jedoch zur Willensäußerung nicht 

berufen. Bei Meinungsverschiedenheiten unter den berufenen Angehörigen gleichen 

Grades gilt die Einwilligung als nicht gegeben.“ 

 

Aufgrund der Passage „Bestehen unter diesen Angehörigen …“ muss davon ausge-

gangen werden, dass die Behörde gehalten ist, Zustimmungserklärungen aller aufge-

zählten Angehörigen einzuholen. Nur auf diese Weise ist feststellbar, ob Meinungs-

verschiedenheiten „unter diesen Angehörigen“ bestehen, sodass die in weiterer Folge 

dargestellte Reihenfolge zur Anwendung gelangt. Dies führt in der Praxis für die Be-

hörde zur Notwendigkeit umfangreicher und langwieriger Ermittlungen. Aus keiner 

der behördlich zugänglichen Datenbanken (Linzer Hauptwohnsitzregister, ZMR, 

Standesurkunden) wäre es der Behörde möglich, hier eine Auflistung der in Frage 

kommenden Angehörigen anzufertigen. Sohin müsste sich in der Praxis sodann die 

Behörde zum Großteil unter anderem auf die Aussagen der Angehörigen verlassen, 

was wiederum die Gefahr birgt, dass bei bestehenden Familienkonflikten Angehörige 

verschwiegen werden könnten.  

 

Beispielshafte Probleme in der Praxis:  

 Nicht immer ist im Totenschein das Feld „nächster Angehöriger“ ausgefüllt, so-

dass insbesondere eine bestehende Beziehung zwischen Lebensgefährt*innen, die 

zudem nicht an der gleichen Wohnadresse gemeldet sind, oft nur umständlich ve-

rifiziert werden kann.  

 Volljährige Kinder wohnen meist auch nicht mehr an der gleichen Adresse wie 

verstorbene Eltern, scheinen in keinen Standesdokumenten auf und führen auch 

nicht immer denselben Nachnamen der*des Verstorbenen. 
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 Insbesondere das Vorhandensein von Geschwistern erwachsener 

Verstorbener ist schwer zu ermitteln, da eine ZMR-Suche bei den (aus 

der Geburtsurkunde des*der Verstorbenen ersichtlichen) Eltern Kinder nicht auf-

zeigt.  

 

Sohin wird konkret angeregt, vergleichbar zu § 15 Abs. 2 und 4 (Festlegung der Be-

stattungsart und des Bestattungsortes) die Anzahl der Zustimmungserklärun-

gen von Angehörigen für eine Obduktion einzuschränken. Es soll nicht er-

forderlich sein, sämtliche Angehörige des*der Verstorbenen zu erforschen und ihre 

Zustimmung einzuholen.    

 

Des Weiteren wird angeregt, in den Erläuterungen die Wortfolge „vor dessen Tod of-

fenkundig in Feindschaft“ in § 10 Abs. 5 Oö. Leichenbestattungsgesetz näher zu kon-

kretisieren und in diesem Zusammenhang auch darzutun, in welchem Umfang die 

Behörde hier Ermittlungen zu setzen hat. Diese interpretationsbedürftige Gesetzes-

wortfolge birgt die Gefahr, dass die Behörde sich in emotional für die Beteiligten 

meist schwerwiegende Familienstreitigkeiten einzumischen und hier weitreichende 

Entscheidungen zu treffen hat.  

 

Zu § 17 Abs. 3 (Beisetzung von Urnen in Gewässern bzw. Verstreuen der Leichen-

asche):  

 

In § 17 Abs. 3 leg cit wird hinsichtlich der Beisetzung von Urnen in Gewässern und 

Verstreuen der Leichenasche ausschließlich auf den „ausdrücklichen Willen“ der ver-

storbenen Person abgestellt. In den Erläuterungen wird dazu ausgeführt, dass „der 

im Gesetz verlangte ausdrückliche Wille […] nicht zwingend schriftlich dokumen-

tiert sein“ muss, wesentlich jedoch sei, „dass die verstorbene Person die Beisetzung 

im Wasser bzw. das Verstreuen der Asche ganz eindeutig gewünscht hat.“  

 

Während sohin die Wahl der Bestattungsart (Erdbestattung oder Feuerbestattung) 

und des Bestattungsorts grundsätzlich in den Fällen, in denen keine ausdrückliche 

Willenserklärung vorliegt und der Wille auch auf keine andere Weise ermittelt wer-

den kann (Anmerkung: eine solche Willenserklärung liegt in den wenigsten Verfah-

ren vor), den Angehörigen obliegt, wird diese Wahlmöglichkeit bei der Urnenbeiset-

zung in Gewässer bzw. beim Verstreuen der Leichenasche nicht eingeräumt.  
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Es wird angeregt, auf diese – offenkundig gewollte – unterschiedlich aus-

gestaltete Wahlmöglichkeit der Angehörigen in den erläuternden Materia-

lien näher einzugehen, da die Darlegung der hierfür vorliegenden sachlichen Begrün-

dung unumgänglich für die wahrscheinlich zukünftige Gesetzesprüfung durch den 

Verfassungsgerichtshof erscheint.   

 

Neben dieser Anregung erachtet es der Magistrat Linz als zweckmäßig, den Ermitt-

lungsumfang hinsichtlich des in den Erläuterungen geforderten festzustellenden Wil-

lens des*der Verstorbenen zu konkretisieren. In der Praxis wird sich hier – wie auch 

bisher – die Frage stellen, inwiefern den Aussagen des*der Antragstellers*in ob des 

Wunsches nach einer Wasserbeisetzung ungeprüft Glauben geschenkt werden soll o-

der ob derartige Aussagen durch die schriftliche oder persönliche Einvernahme sons-

tiger der verstorbenen Person Nahegestandener verifiziert werden müssen.  

 

Zu § 21a (Beisetzen und Aufbewahren der Urne außerhalb von Friedhöfen und Ur-

nenstätten):  

 

In den Erläuterungen zum neuen § 21a Abs. 1 Z. 1 wird ausgeführt, dass „Einverneh-

men zwischen den nächsten Angehörigen über diese Form der Bestattung gegeben 

sein“ soll, „außer die bzw. der Verstorbene hat etwas anderes bestimmt. Die unter Z 

1 angeführte Voraussetzung soll gewährleisten, dass primär der Wille der verstor-

benen Person beachtet wird. Ist dieser nicht durch eine schriftliche Anordnung be-

legt, bedarf es der Zustimmung der nächsten Angehörigen. Die Einholung der 

schriftlichen Zustimmung der genannten Angehörigen ist jedoch nicht erforderlich, 

wenn dies nicht zumutbar ist. Davon ist beispielsweise auszugehen, wenn nicht be-

kannt ist, wo sich ein Angehöriger aufhält oder sich dieser trotz mehrmaliger Auf-

forderung nicht äußert oder wegen fortgeschrittener Demenz gar nicht äußern 

kann.“  

 

Insoweit wird angeregt, die Zumutbarkeit zumindest in den Materialien näher zu 

konkretisieren, da sich hier in der Praxis jedenfalls Schwierigkeiten bzw. eine lange 

Verfahrensdauer – die wahrscheinlich von den trauernden Angehörigen als stark be-

lastend empfunden wird – erwarten lassen und schon vor in Kraft treten der Novelle 

Fragen ergeben.  

 

So ist beispielsweise nicht klar, wie viele Aufforderungen als mehrmalig anzusehen 

sind und in welchen Abständen diese Aufforderungen zu ergehen haben. Weiters 

stellt sich die Frage, ob und bejahendenfalls wie Aussagen von Angehörigen, dass 
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eine Person aus dem Kreise der Zustimmungsgebenden dement sei, über-

prüft werden sollen.  

 

Abschließend darf hier ausgeführt werden, dass die Überlegungen des Gesetzgebers 

insbesondere im Zusammenhang mit der Beisetzung oder Aufbewahrung einer Urne 

außerhalb eines Friedhofs oder einer Urnenstätte und der damit zusammenhängen-

den Unmöglichkeit der übrigen Angehörigen, am Grab zu trauern, absolut nachvoll-

ziehbar sind und begrüßt werden.  

 

Durch die Umsetzung der oben zitierten Vorschriften ist jedoch zu befürchten, dass 

die Verfahren nur mit einem enorm hohen Verwaltungsaufwand betrieben werden 

können, die Verfahrensdauer sich dadurch signifikant verlängern wird und dies zu ei-

ner Mehrbelastung der trauernden und vulnerablen Hinterbliebenen führen wird, die 

durch das – wenn auch so sensibel wie nur möglich geführte – Ermittlungsverfahren 

selbst in ihrer Trauerarbeit gestört werden. Ebenfalls wird von vielen die Beisetzung 

der Urnen als Art „Abschluss“ empfunden, ab dem mit der Trauer- und hoffentlich 

Heilungsphase begonnen wird. Dieser Abschluss würde sich in vielen Fällen durch 

die lange Verfahrensdauer weit nach hinten verschieben.  

 

Sonstiges: Totenbeschaugebühr 

 

Nach Tarifpost 41 der Oö. Gemeindeverwaltungsabgabenverordnung 2012 ist für die 

Vornahme der Totenbeschau je Leiche eine Gebühr von 76,70 Euro zu entrichten. 

Diese Gebühr wurde seit Jahren nicht angehoben. Eine kostenneutrale Erledigung 

der Totenbeschau ist nicht mehr möglich. Die Anregung im Schreiben des Österrei-

chischen Städtebunds, Landesgruppe Oberösterreich vom 12.04.2023 (Zeichen: 

0011699/2023) auf Anhebung dieser Gebühr auf zumindest 85,- oder 90,- Euro wird 

daher wiederholt.  

Mit freundlichen Grüßen 
Für die Leiterin der Geschäftsstelle 

Dr. Carsten Roth 

(elektronisch beurkundet) 
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Beilagen: 

Protokoll der Totenbeschau gemäß § 8 des OÖ Leichenbestattungsgesetzes 

Schreiben des Österreichischen Städtebunds, Landesgruppe Oberösterreich vom 12.04.2023 

(Zeichen: 0011699/2023) 

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur und des
Ausdrucks finden Sie unter: http://www.linz.at/amtssignatur 

http://www.linz.at/amtssignatur

		http://www.signaturpruefung.gv.at
	PDF-AS
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




